
SCHLUSSANTRÄGE VON HERRN MISCHO — RECHTSSACHE 10/86 

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS 

JEAN MISCHO 

vom 27. November 1986 * 

Herr Präsident, 
meine Herren Richter! 

Das Tribunal de grande instance Paris er­
sucht den Gerichshof mit Urteil vom 
18. Dezember 1985 gemäß Artikel 177 
EWG-Vertrag „um eine Entscheidung über 
die Anwendung der Verordnung (EWG) 
Nr. 123/85 vom 12. Dezember 1984' auf 
den am 18. Dezember 1984 für die Dauer 
von einem Jahr — vom 1. Januar 1985 bis 
zum 31. Dezember 1985 — ohne eine Klau­
sel über eine stillschweigende Verlängerung 
geschlossenen Vertrag zwischen der VAG 
France SA und den Etablissements Magne 
SA unter Berücksichtigung der von den Par­
teien ... jeweils vertretenen Auffassungen". 

In dieser Formulierung läuft die Frage dar­
auf hinaus, daß vom Gerichtshof die An­
wendung des Gemeinschaftsrechts auf einen 
bestimmten Fall begehrt wird, wozu dieser 
im Rahmen der ihm durch Artikel 177 
EWG-Vertrag anvertrauten Aufgaben nicht 
befugt ist. 

Aus den Gründen des Vorlageurteils ergibt 
sich jedoch, daß das Ersuchen tatsächlich 
auf die Auslegung dieser Verordnung ge­
richtet ist. Das Tribunal de grande instance 
Paris führt dort nämlich aus: 

„Der Streit zwischen den Parteien geht im 
wesentlichen darum, ob das Inkrafttreten 
dieser Verordnung am 1. Juli 1985, wie die 
Beklagte geltend macht, sie zu einer Ände­
rung des zwischen ihnen bestehenden Ver­
trages verpflichtet, um diesen durch eine 

Verlängerung seiner Laufzeit auf vier Jahre, 
gerechnet ab dem Wirksamwerden des auf 
bestimmte Dauer abgeschlossenen Vertra­
ges, insbesondere mit Artikel 5 Absatz 2 
Nr. 2 der Verordnung in Einklang zu brin­
gen, oder ob es, wie die Klägerin meint, le­
diglich dazu führt, daß die Alleinvertriebs­
und die Wettbewerbsverbotsklausel sowie, 
in Anbetracht ihres ausschlaggebenden und 
entscheidenden Charakters, möglicherweise 
der gesamte Vertrag — bis zum Ablauf des 
Vertrages oder zumindest bis zum Abschluß 
einer neuen, mit den Gemeinschaftsvor­
schriften übereinstimmenden Vereinbarung 
zwischen den Vertragspartnern — nichtig 
sind." 

Gemäß Artikel 5 Absatz 2 Nr. 2 der Ver­
ordnung Nr. 123/85 gilt, sofern der Händ­
ler Verpflichtungen entsprechend Artikel 4 
Absatz 1 übernommen hat, die Freistellung 
gemäß Artikel 85 Absatz 3 EWG-Vertrag 
für die Verpflichtungen, außer Kraftfahr­
zeugen des Vertragsprogramms weitere 
neue Kraftfahrzeuge nicht zu vertreiben 
oder nicht zum Gegenstand einer Vertriebs­
und Kundendienstvereinbarung zu machen, 
unter der Voraussetzung, 

„daß die Dauer der Vereinbarung minde­
stens vier Jahre oder die Frist für die or­
dentliche Kündigung der auf unbestimmte 
Dauer geschlossenen Vereinbarung für 
beide Vertragspartner mindestens ein Jahr 
beträgt, es sei denn, 

— der Lieferant hat kraft Gesetzes oder 
aufgrund besonderer Absprache bei 
Beendigung der Vereinbarung eine an­
gemessene Entschädigung zu zahlen 

oder 

* Aus dem Französischen übersetzt. 
1 — Verordnung (EWG) Nr. 123/85 der Kommission vom 

12. Dezember 1984 über die Anwendung von Artikel 85 
Absatz 3 des Vertrages auf Gruppen von Vertriebs- und 
Kundendienstvereinbarungen über Kraftfahrzeuge (ABl. 
L 15 vom 18. 1. 1985, S. 16). 
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— es handelt sich um den Beitritt des 
Händlers zum Vertriebsnetz und die er­
ste vereinbarte Vertragsdauer oder Mög­
lichkeit zu ordentlicher Kündigung". 

Seit 1975 wurden nun die Beziehungen zwi­
schen der Klägerin und der Beklagten durch 
Verträge mit bestimmter Dauer geregelt, die 
ohne Klausel über eine stillschweigende 
Verlängerung jeweils für ein Jahr abge­
schlossen wurden. 

Da die Klägerin der Auffassung war, der 
laufende Vertrag entspreche nicht der neuen 
gemeinschaftsrechtlichen Regelung, schlug 
sie ihrer Vertragshändlerin den Abschluß ei­
nes neuen — diesmal unbefristeten — Ver­
trages vor. Die Klägerin machte ihren Ände­
rungsvorschlag allerdings von der Verwirkli­
chung bestimmter Absatzziele abhängig, 
denn sie hatte einen beträchtlichen Rück­
stand bei den von ihrer Vertragshändlerin in 
den ersten Monaten des Jahres durchge­
führten Verkäufen festgestellt. 

Die Beklagte weigerte sich jedoch, diesen 
neuen Vertrag zu unterzeichnen, da sie der 
Auffassung war, die Klägerin sei gemäß Ar­
tikel 5 Absatz 2 Nr. 2 der Verordnung Nr. 
123/85 verpflichtet, den laufenden Vertrag 
in einen befristeten Vertrag mit einer Lauf­
zeit von vier Jahren umzuwandeln, ohne 
seine Natur zu ändern. Sie verlangte deshalb 
den Abschluß eines entsprechenden einfa­
chen Änderungsvertrags. Außerdem vertritt 
die Beklagte die Ansicht, es sei der Klägerin 
nicht möglich, ihre Einwilligung von der ge­
nannten Voraussetzung im Hinblick auf die 
Absatzziele abhängig zu machen. 

Diese Streitigkeit führte zum Abbruch sämt­
licher Geschäftsbeziehungen zwischen den 
beiden Parteien, die beide die Haftbarkeit 
des jeweils anderen für den Bruch des Ver­
tragsverhältnisses festgestellt haben wollen. 
Sie vertreten die Ansicht, Artikel 85 Absatz 
2 EWG-Vertrag führe zur Nichtigkeit die­
ses Vertrages oder zumindest seiner mit Ar­
tikel 85 Absatz 1 nicht vereinbaren Bestim­

mungen, da er der Verordnung Nr. 123/85 
nicht angepaßt worden sei und da es an ei­
ner Einzelfreistellung entsprechend der Ver­
ordnung Nr. 17 des Rates2 oder an einer 
sonstigen Gruppenfreistellung nach der Ver­
ordnung Nr. 19/65 des Rates3 fehle. 

Das Ersuchen um Auslegung der Verordnung 
Nr. 123/85 geht also genau gesagt dahin, 
welche Auswirkungen deren Inkrafttreten 
auf die Gültigkeit von Alleinvertriebsverträ­
gen von der Art, wie das nationale Gericht 
sie zu beurteilen hat, und insbesondere auf 
die Bestimmungen über deren Laufzeit hat 
und welche Verpflichtungen sich hieraus ge­
gebenenfalls für die Vertragsparteien erge­
ben. 

Um die Frage, vor die sich das ersuchende 
Gericht gestellt sieht, sachdienlich beant­
worten zu können, ist zunächst die Bedeu­
tung der Gruppenfreistellungen zu untersu­
chen. 

1. Wie Artikel 85 Absatz 3 EWG-Vertrag 
ausdrücklich besagt, bewirkt jede Freistel­
lung, sei es eine Einzel- oder eine Gruppen­
freistellung, daß die Bestimmungen des Ab­
satzes 1 dieses Artikels für auf die betref­
fende Vereinbarung oder Gruppe von Ver­
einbarungen nicht anwendbar erklärt wer­
den. Mit anderen Worten, die Freistellung 
verleiht Vereinbarungen Wirksamkeit, die 
ansonsten grundsätzlich verboten und somit 
gemäß Artikel 85 Absatz 2 nichtig wären. 

Dies gilt unter anderem auch für Freistel­
lungen aufgrund der Verordnung Nr. 
123/85. Vereinbarungen, die die Vorausset­
zungen dieser Verordnung erfüllen, sind 
freigestellt und gelten infolgedessen als 
wirksam im Sinne des Wettbewerbsrechts 
der Gemeinschaft. 

2 —• Verordnung Nr. 17 des Rates vom 6. Februar 1962 (ABI. 
1962, S. 204). 

3 — Verordnung Nr. 19/65 des Rates vom 2. März 1965 über 
die Anwendung von Artikel 85 Absatz 3 des Vertrages auf 
Gruppen von Vereinbarungen und aufeinander abgestimm­
ten Verhaltensweisen (ABl. 1965, S. 533). 
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Es ist Sache des nationalen Gerichts zu be­
urteilen, ob die Voraussetzungen für die 
Gruppenfreistellung in einem bestimmten 
Fall erfüllt sind, und, falls dies bejaht wird, 
die Wirksamkeit der Vereinbarung, mit der 
es befaßt ist, festzustellen 4. 

In bezug auf den Zeitpunkt, zu dem diese 
Freistellung wirksam wird, hat das nationale 
Gericht zwischen Vereinbarungen zu unter­
scheiden, die nach dem Inkrafttreten der 
Verordnung Nr. 123/85 getroffen werden, 
und solchen, die bereits im Zeitpunkt ihres 
Inkrafttretens bestanden. 

Erstere, die nicht angemeldet zu werden 
brauchen (28. Begründungserwägung), sind 
von Anfang an freigestellt. 

Für die letztgenannten Vereinbarungen stel­
len die Artikel 7 und 8 klar, daß ihre Frei­
stellung unter Umständen zurückwirkt. Da­
bei ist diese Rückwirkung unterschiedlich, je 
nachdem, ob es sich um rechtzeitig ange­
meldete „alte" Vereinbarungen (d. h. um 
solche, die vor Inkrafttreten der Verord­
nung Nr. 17 bestanden) oder um Vereinba­
rungen, an denen nur Unternehmen aus ei­
nem Mitgliedstaat beteiligt sind und die 
nicht die Ein- oder Ausfuhr zwischen Mit­
gliedstaaten betreffen — letztere sind 
(gemäß Artikel 4 Absatz 2 Nr. 1 der Ver­
ordnung Nr. 17) grundsätzlich von der 
Meldepflicht befreit — oder aber um ange­
meldete „neue" (d. h. nach Inkrafttreten 
der Verordnung Nr. 17 geschlossene) Ver­
einbarungen handelt. 

Bei einem der Anmeldepflicht unterworfe­
nen Vertrag ist auch zu prüfen, ob er einem 
ordnungsgemäß angemeldeten Musterver­
trag gleicht. 

Der Gerichtshof hat nämlich in seinem Ur­
teil vom 30. Juni 1970 in der Rechtssache 

1/705 für Recht erkannt, daß „nach In­
krafttreten der Verordnung Nr. 17 ge­
schlossene Vereinbarungen im Sinne von 
Artikel 85 Absatz 1 des Vertrages, die in­
haltlich genau einem vorher geschlossenen 
und ordnungsgemäß als solchen angemelde­
ten Mustervertrag entsprechen, ... im glei­
chen Maße vorläufig wirksam [sind] wie 
dieser". 

2. Welche Schlußfolgerungen muß das na­
tionale Gericht in bezug auf die Wirksam­
keit einer Vereinbarung ziehen, wenn es 
feststellt, daß die Voraussetzungen für die 
Freistellung in dem ihm vorliegenden Fall 
nicht erfüllt sind? 

Da es bei den auf der Grundlage von Arti­
kel 85 Absatz 3 getroffenen Entscheidun­
gen darum geht, Absatz 1 für unanwendbar 
zu erklären, könnte man versucht sein zu 
unterstellen, daß die hierdurch begünstigten 
Vereinbarungen stets unter das Verbot nach 
diesem Absatz fielen. 

Zwar ist dies bei Vereinbarungen, für die 
eine Einzelfreistellung erteilt wird, tatsäch­
lich der Fall, dies gilt jedoch nicht notwen­
digerweise ebenso für eine bestimmte Ver­
einbarung, die zu einer freigestellten Gruppe 
gehört. Der Gerichtshof hat nämlich in sei­
nem Urteil vom 13. Juli 1966 in der Rechts­
sache 32/656 ausgeführt: „Die Beschrei­
bung einer Gruppe stellt... nur einen Rah­
men dar und besagt nicht, daß Vereinbarun­
gen, die hierunter fallen oder die zwar zu der 
freigestellten Gruppe gehören, aber nicht sämt­
liche Merkmale jener Beschreibung aufweisen, 
notwendigerweise vom Verbot erfaßt würden " 
(Slg. 1966, 458, 483). 

In einem solchen Fall ist es Sache des natio­
nalen Gerichts, vorbehaltlich der Anwen­
dung des Artikels 177 EWG-Vertrag zu 
prüfen, ob die Voraussetzungen des Verbots 

4 — Urteil vom 3. Februar 1976 in der Rechtssache 63/75 
(Fonderies Roubaix/Fonderies Roux, Slg. 1976, 111, insbe­
sondere Randnr. 11 der Entscheidungsgründe). 

5 — Urteil vom 30. Juni 1970 in der Rechtssache 1/70 (Ro-
chas/Bitsch, Slg. 1970, 515). 

6 — Urteil vom 13. Juli 1966 in der Rechtssache 32/65 (Italien/ 
Rat und Kommission, Slg. 1966, 458). 
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gemäß Artikel 85 Absatz 1 tatsächlich er­
füllt sind, und gegebenenfalls die Nichtig­
keit der ihm unterbreiteten Vereinbarung 
nach Artikel 85 Absatz 2 festzustellen 7. 

In diesem Zusammenhang kann es sich ver­
anlaßt sehen, „das Verfahren auszusetzen, 
damit die Parteien Gelegenheit erhalten, 
eine Stellungnahme der Kommission einzu­
holen"8, möglicherweise eine Einzelfreistel­
lung, da die Verordnung Nr. 123/85 ihr 
Recht unberührt läßt, eine solche Entschei­
dung nach der Verordnung Nr. 17 zu ver­
langen (siehe 29. Begründungserwägung). 

Es wird auch prüfen müssen, ob für die 
Vereinbarung nicht eine andere Gruppen­
freistellung erteilt ist. Im vorliegenden Fall 
käme dabei eine Freistellung nach den 
Verordnungen Nr. 1983/83 9 oder Nr. 
1984/83 10 der Kommission in Betracht 
(siehe die 24. und die 29. Begründungserwä­
gung sowie Artikel 6 Nr. 3 der Verordnung 
Nr. 123/85). 

Eine Gruppenfreistellungsverordnung bewirkt 
somit nicht automatisch die Nichtigkeit einer 
Vereinbarung, die nicht die Voraussetzungen 

für die Freistellung erfüllt. Eine solche Ver­
einbarung ist nur dann nichtig, wenn sie die 
Voraussetzungen des Artikels 85 Absatz 1 
tatsächlich erfüllt und für sie auch keine an­
dere Einzel- oder Gruppenfreistellung gilt. 
Konkret bedeutet dies, daß der Umstand, 
daß die fragliche Vereinbarung wahrschein­
lich nicht mit Artikel 5 Absatz 2 Nr. 2 der 
Verordnung Nr. 123/85 vereinbar ist, nicht 
notwendigerweise den Beweis ihrer Nichtig­

keit darstellt, sondern ihr lediglich den Vor­
teil der Freistellung aufgrund dieser Verord­
nung entzieht. 

3. Für den Fall, daß das nationale Gericht 
im Ergebnis feststellen sollte, daß die Vor­
aussetzungen des Artikels 85 Absatz 1 er­
füllt sind, ist klarzustellen, daß die Nichtig­
keitsfolge gemäß Artikel 85 Absatz 2 „nur 
diejenigen Teile der Vereinbarung" erfaßt, 
„die unter das Verbot fallen (des Absat­
zes 1); die gesamte Vereinbarung ist... nur 
dann" nichtig, „wenn sich diese Teile der 
Vereinbarung trennen lassen. Alle hiernach 
nicht von dem Verbot betroffenen vertragli­
chen Bestimmungen werden nicht vom 
EWG-Vertrag erfaßt und sind daher nicht 
nach Gemeinschaftsrecht zu beurteilen" 11. 

Der Gerichtshof hat hieraus in seinem Urteil 
in den verbundenen Rechtssachen 56 und 
58/64 12 abgeleitet, daß „die Kommission ... 
daher entweder sich im Tenor der ange­
fochtenen Entscheidung darauf beschränken 
[mußte], die Zuwiderhandlung nur für die­
jenigen Teile der Vereinbarung festzustel­
len, die unter das Verbot fallen, oder in der 
Begründung angeben [mußte], weshalb sich 
diese Teile nach ihrer Auffassung nicht von 
den anderen Teilen der Vereinbarung tren­
nen lassen". 

Im vorliegenden Fall kommt diese Aufgabe 
dem nationalen Gericht zu, wenn es die Un­
vereinbarkeit einer oder mehrerer Vertrags­
bestimmungen mit dem Wettbewerbsrecht 
der Gemeinschaft feststellen sollte. 

4. Aus dem Vorstehenden ergibt sich, daß 
es auch Sache des nationalen Gerichts ist, 
nach seinem nationalen Recht über die Aus­
wirkungen einer teilweisen Nichtigkeit auf 

7 — Urteil vom 11. Dezember 1980 in der Rechtssache 31/80 
(L`Oréal/De Nieuwe AMCK, Slg. 1980, 3775, insbeson­
dere Randnr. 13 der Entscheidungsgründe). 

8 — Urteil vom 6. Februar 1973 in der Rechtssache 48/72 
(Haecht II, Slg. 1973, 77, insbesondere Randnr. 12 der 
Entscheidungsgründe). 

9 — Verordnung (EWG) Nr. 1983/83 der Kommission vom 22. 
Juni 1983 über die Anwendung von Artikel 85 Absatz 3 des 
Vertrages auf Gruppen von Alleinvertriebsvercinbarungen 
(ΛΒΙ. L 173, S. 1). 

IO _ Verordnung (EWG) Nr. 1984/83 der Kommission vom 22. 
Juni 1983 über die Anwendung von Artikel 85 Absatz 3 des 
Vertrages auf Gruppen von Alleinbezugsvcreinbarunecn 
(ABl. L 173, S. 5). 

11 — Urteil vom 30. Juni 1966 in der Rechtssache 56/65 (So­
ciété Technique miniere/Maschinenbau Ulm, Slg. 1966 
282,304). fa 

12 — Urteil vom 13. Juli 1966 in den verbundenen Rechtssachen 
56 und 58/64 (Consten und Grundig, Slg. 1966, 322). 
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die übrigen Bestandteile des Vertrages 13 zu 
entscheiden, und erst recht über die Auswir­
kungen, die eine teilweise oder vollständige 
Nichtigkeit ganz allgemein auf die privat­
rechtlichen Beziehungen zwischen den Par­
teien hat, insbesondere im Hinblick auf ihre 
jeweilige Haftung für den etwaigen Ab­
bruch ihrer vertraglichen Beziehungen. 

Eine Verordnung über eine Gruppenfreistel­
lung hat nämlich weder den Zweck noch die 
Wirkung, über ihre Aufgabe hinaus das 
Verbot des Artikels 85 Absatz 1 für auf 
Vereinbarungen nicht anwendbar zu erklä­
ren, die die dort festgesetzten Vorausset­
zungen erfüllen, einer der Parteien einer 
solchen Vereinbarung das Recht zu verlei­
hen, von der anderen die Einwilligung in 
die Anpassung eines laufenden Vertrages an 
diese Voraussetzungen zu fordern; ebenso­
wenig soll oder kann sie eine der Parteien 
daran hindern, der anderen Voraussetzun­
gen vorzuschlagen, die in keiner Beziehung 
zu denjenigen stehen, „die erfüllt sein müs­
sen" (11. Begründungserwägung der Ver­
ordnung Nr. 123/85) oder „die in den Ver­
einbarungen nicht enthalten sein dürfen" 
(21. Begründungserwägung der Verordnung 
Nr. 123/85). 

In diesem Zusammenhang möchte ich je­
doch, da das Problem im Ausgangsverfahren 
eine gewisse Bedeutung zu haben scheint, 
für alle Fälle darauf hinweisen, daß gemäß 
Artikel 4 Absatz 1 Nr. 3 der Verordnung 
Nr. 123/85 die Freistellung auch dann er­
folgt, wenn sich der Händler verpflichtet, 
„sich zu bemühen, binnen eines bestimmten 
Zeitraums innerhalb des Vertragsgebiets 
Vertragswaren mindestens in dem Umfang 
abzusetzen, den der Lieferant aufgrund von 
Vorausschätzungen des Absatzes des Händ­
lers festsetzt, wenn sich die Vertragspartner 
nicht darüber einigen". Ferner möchte ich 
für alle Fälle darauf hinweisen, daß gemäß 

Artikel 1 Absatz 1 der Verordnung Nr. 27 
der Kommission vom 3. Mai 1962 14 jede 
der beiden Parteien, die sich auf Artikel 85 
Absatz 3 hätte berufen wollen, berechtigt 
gewesen wäre, die laufende Vereinbarung 
der Kommission vorzulegen und eine Ein­
zelfreistellung zu beantragen. 

Die Verordnung Nr. 123/85 begründet also 
im Verhältnis zwischen den Vertragspartnern 
keinerlei Verpflichtungen oder Rechte. Sie 
stellt lediglich jede Vereinbarung zwischen 
den Vertragsparteien frei, die den aufge­
stellten Voraussetzungen entspricht. 

Diese Voraussetzungen sind nämlich nicht 
aufgestellt worden, um einen der Vertrags­
partner zu schützen, sondern um Einschrän­
kungen des Wettbewerbs, die Vereinbarun­
gen dieser Art im allgemeinen bewirken 
(siehe 2. Begründungserwägung der Verord­
nung Nr. 123/85), soweit wie möglich zu 
begrenzen. 

Dies schließt jedoch nicht aus, daß das für 
den Vertrag geltende nationale Recht in be­
stimmten Fällen die Vertragsfreiheit einer 
der Parteien beschränkt. Somit ist die Frage, 
ob eine der Parteien berechtigt ist, die Er­
setzung eines laufenden Vertrags durch ei­
nen neuen Vertrag zu verlangen, die Anpas­
sung oder Erneuerung einer Alleinvertriebs­
vereinbarung von der Verwirklichung zu­
friedenstellender Verkaufsergebnisse durch 
den anderen abhängig zu machen oder eine 
Änderung des zeitlich beschränkten oder 
unbeschränkten Charakters eines solchen 
Vertrages als auf Zeit oder auf unbestimmte 
Zeit abgeschlossen zu verlangen, anhand 
dieses innerstaatlichen Rechts zu beurteilen. 

In diesem Zusammenhang könnte es sich für 
das nationale Gericht als erforderlich erwei­
sen zu entscheiden, welche der beiden durch 
die Verordnung Nr. 123/85 eröffneten 
Möglichkeiten der Vereinbarung der Par-

13 — Urteil vom 14. Dezember 1983 in der Rechtssache 319/82 
(Société de vente de ciments et bêtons/Kerpen 6c Kerpen, 
Slg. 1983, 4173). 

14 — Erste Ausführungsverordnung zur Verordnung Nr. 17 des 
Rates (ABl. 1962, S. 1118). 
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teien am nächsten kommt, bei der es sich 
um einen auf bestimmte Dauer — ein Jahr 
— abgeschlossenen Vertrag handelte, der 
keine stillschweigende Verlängerung vorsah: 

Ist es ein befristeter Vertrag mit einer Lauf­
zeit von vier Jahren oder ein Vertrag von 
unbestimmter Dauer, der mit einer Frist von 
einem Jahr gekündigt werden kann? 

5. Aufgrund aller vorstehenden Erwägungen schlage ich dem Gerichtshof vor, das 
Vorabentscheidungsersuchen des Tribunal de grande instance Paris wie folgt zu 
beantworten: 

„1) Die Verordnung Nr. 123/85 der Kommission vom 12. Dezember 1984 über 
die Anwendung von Artikel 85 Absatz 3 des Vertrages auf Gruppen von Ver­
triebs- und Kundendienstvereinbarungen über Kraftfahrzeuge bewirkt ledig­
lich die Unanwendbarkeit von Artikel 85 Absatz 1 EWG-Vertrag auf Verein­
barungen, die die in dieser Verordnung festgesetzten Voraussetzungen erfül­
len. 

2) Deshalb verleiht die Verordnung Nr. 123/85 einem Vertragspartner nicht das 
Recht, von dem anderen die Anpassung der Klauseln eines Alleinvertriebsver­
trags für Kraftfahrzeuge an die Bestimmungen dieser Verordnung, insbeson­
dere an die des Artikels 5 Absatz 2 Nr. 2 über die Dauer der Vereinbarung, 
zu verlangen. 

Sie verleiht einem Vertragspartner auch nicht das Recht, von dem anderen die 
Ersetzung eines laufenden Vertrages durch einen neuen Vertrag zu verlangen. 

3) Umgekehrt hindert die Verordnung Nr. 123/85 einen Lieferanten von Kraft­
fahrzeugen weder daran, die Ersetzung eines laufenden Vertrages durch einen 
neuen Vertrag — eventuell von anderer Art hinsichtlich seiner Dauer — zu 
fordern noch neue Vertragsbedingungen aufzustellen. 

Solche Forderungen seitens des Lieferanten sind von dem nationalen Gericht 
nach seinem Recht zu beurteilen. 

4) Stellt das nationale Gericht die Nichtigkeit einer Vereinbarung im Sinne der 
Verordnung Nr. 123/85 oder einzelner Bestimmungen einer solchen Verein­
barung fest, so sind deren Folgen und insbesondere die Frage der Haftung der 
Parteien wegen der Nichtigkeit nicht nach Gemeinschaftsrecht, sondern nach 
dem Recht des nationalen Gerichts zu beurteilen." 

Die Auslagen der Kommission, die vor dem Gerichtshof Erklärungen abgegeben 
hat, sind nicht erstattungsfähig. Für die Beteiligten des Ausgangsverfahrens ist das 
Verfahren vor dem Gerichtshof ein Zwischenstreit in dem vor dem nationalen Ge­
richt anhängigen Rechtsstreit. Die Kostenentscheidung ist daher Sache dieses Ge­
richts. 
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